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INHALTSVERZEICHNIS

Der Niedersächsische Ministerpräsident Stephan Weil 
und der ehemalige Bundestagsabgeordnete Wolfgang 
Bosbach waren die Festredner beim diesjährigen Neu-
jahrsempfang der Ingenieurkammer Niedersachsen 
Ende Januar in Hannover. Mit mehr als 450 Gästen, 
darunter Landespolitiker und ehemalige Minister und 
Landtagsabgeordnete sowie viele Vertreterinnen und 
Vertreter aus Behörden und anderen Berufsverbänden, 
hat die Ingenieurkammer das Jahr 2025 offiziell begon-
nen und Jubiläum gefeiert – denn sie besteht nunmehr 
seit 35 Jahren.
 
Ministerpräsident Stephan Weil gratulierte der Inge-
nieurkammer und sagte, dass er sich sicher sei, dass die 
Ingenieurkammer auch ihr 50-, 60- und sogar 100-jäh-

riges Bestehen feiern werde. Er hob das Kammerwesen 
in Niedersachsen als Vorzug hervor und betonte ins-
besondere die gute und konstruktive Zusammenarbeit 
der Ingenieurkammer mit der Landesregierung. Unter 
anderem hatte die Vertretung der niedersächsischen 
Ingenieurinnen und Ingenieure sich für die im letzten 
Jahr umgesetzte Umbauordnung stark gemacht. Weil 
sicherte ebenso Deregulierung sowie Investitionen in 
Infrastrukturen zu und auch bei den Vergabewerten in 
Niedersachsen werde sich etwas tun.

Vor dem Hintergrund der tiefgreifenden Umbrüche, 
die aktuell mit hoher Geschwindigkeit und Tiefe auf 
die Gesellschaft einwirken, ließ Weil keinen Zweifel am 
Stellenwert des Berufsstands: Die Herausforderungen 

v.l.n.r.: Dipl.-Ing. Christian Hattendorf, Dipl.-Kffr. Jutta Beeke (Vorsitzende), Dipl.-Geol. Thomas Paetzold, Andreas Beyer, Dipl.-Ing. Andreas Ebert, 
Walter Sailer, Rechtsanwalt Stefan Brettschneider, Leiter Geschäftsbereich Sozialpolitik 
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35 Jahre Ingenieurkammer Niedersachsen

SPA-Vorstand tagte in Hannover

Der SPA-Vorstand des Hauptverbandes der Deut-
schen Bauindustrie unter Leitung der Vorsitzenden 
und Vizepräsidentin Sozialpolitik der Deutschen 
Bauindustrie, Dipl.-Kffr. Jutta Beeke, traf sich zur 
Klausurtagung im Verbandsgebäude des Bauindust-
rieverbandes Niedersachsen-Bremen. 
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Die wirtschaftliche Lage entscheidet. Wer die ökonomischen Aussichten ins Zentrum seiner Interessen stellt, 
gewinnt an gesellschaftlicher Relevanz – und Popularität. Das Wahlkampfmotto aus den USA bringt es auf den 
Punkt: „It's the economy, stupid!“ In Deutschland ist das nicht anders: Neben der Migration zählt die wirtschaft-
liche Entwicklung zu den Themen, die an der Wahlurne den stärksten Einfluss haben. Dementsprechend klingt 
der Endspurt um die Stimmen der Bundestagswahl. Ideen und Versprechungen auf allen Kanälen. Konkrete Ant-
worten jedoch – zum Beispiel auf die Frage, wie all dies finanziert werden soll – werden eher schwammig formu-
liert. Und das vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung in ihrem Jahreswirtschaftsbericht die Wachstums-
prognose für 2025 erneut gesenkt hat.
 
Wo aber bleibt das Zukunftsmodell für die deutsche Wirtschaft? 
Zwei Grundvoraussetzungen dafür lauten: ein starkes Bundesministerium für Bauen und Klimaschutz sowie 
eines für Mobilität und Infrastruktur. Nur so lassen sich die dringend benötigten Investitionen in Energie- und 
Industrieanlagen, Verkehrswege, Bildungseinrichtungen und Breitbandnetz realisieren. Die Unternehmen der 
Bauindustrie sind sich ihrer Verantwortung bewusst und stehen als Partner bereit. „Als Realisierer“, wie es Tim-
Oliver Müller, Hauptgeschäftsführer des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie, perfekt auf den Punkt 
bringt. Denn darum muss es jetzt gehen: Ergebnisse sind das, was nach dem 23. Februar geliefert werden muss. 
Ohne die Bauindustrie wird es die nicht geben. Und damit auch keine intakte Infrastruktur, keinen bezahlbaren 
Wohnraum und keine Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandorts Deutschland.

Ende des Monats werden wir wissen, wohin die poli-
tische Reise geht. Ein neuer Bundestag wird gewählt 
und der Wirtschaftsstandort Deutschland hat hof-
fentlich das, was er am dringendsten braucht: Klarheit. 
Nachfolgend sollte das kommen, was er am zweitnö-
tigsten benötigt: Verlässlichkeit.

Die Programme der Parteien zur Bundestagswahl 
zeigen „Licht und Schatten“. Im Verglich zu den ver-
gangenen Jahren ist der Wahlkampf ein deutlicher 
„Lagerwahlkampf“. Es geht nicht mehr um die Deu-
tungshoheit der sogenannten Mitte, sondern um ein 
neues Konzept – einen Politikwechsel – wie unser 
Land aus der Krise geführt werden kann. Es ist richtig, 
dass das Thema Wirtschaft in allen Parteiprogrammen 
einen hohen Stellenwert einnimmt – ich würde sogar 
sagen, es ist ein Muss: wir brauchen einen Wirtschafts-
wahlkampf! Bisher ist davon aber noch zu wenig zu 
sehen. Es fehlt der Biss, unseren Wirtschaftsstandort 
wirklich wieder in Schwung zu bringen!

Denn die Trendwende am Bau verläuft schleppend. 
Unsere Unternehmen werden die kommenden Mo-
nate als leistungsstarke Baumonate wohl abschreiben 

müssen und schauen bereits auf das 2026: Es kommt 
auf die neue Bundesregierung an, ob und wie die rich-
tigen Weichen gestellt werden können.

Das Erfolgsrezept für einen starken Standort Deutsch-
land sind Investitionen und industriefreundliche Rah-
menbedingungen, eine Wirtschaftspolitik nach dem 
Motto „Investitionen statt Subventionen“. Dabei muss 
der wirtschaftspolitische Fokus auf die Bauwirtschaft 
dringend gestärkt werden.  Denn der Bauindustrie 
kommt eine Schlüsselrolle zu: mit zwölf Prozent am 
BIP, mit knapp einer Millionen Beschäftigten ist die 
Bauindustrie konjunktur-, system- und gesellschafts-
relevant. Jede Bauinvestition bedeutet Transformati-
on, Wohlstandssicherung und Beschäftigung. Bauen 
ist der Motor der Binnenkonjunktur.

Gerade die marode Infrastruktur behindert immer 
Unternehmen in ihrer Geschäftigkeit, oder die Men-
schen in ihrer Mobilität. Wir leben seit Jahren schlicht-
weg von der Substanz – so geht es nicht mehr weiter. 
Dabei braucht Deutschland eine starke Wirtschaft, 
eine starke Industrie, damit Deutschland nach vorne 
kommt – die Bauindustrie ist ein Teil davon.

Bahn frei für die Realisierer

Der Staat muss uns atmen lassen

weiter auf Seite 3
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Unsere Erwartungshaltung an die neue Regierung 
ist klar:

	� Die Regierung muss bis spätestens April stehen.

	� Ein neuer Bundeshaushalt muss vor dem Sommer 
beschlossen werden, damit die vorläufige Haus-
haltsführung beendet wird und Investitionen ange-
schoben werden.

	� Die baupolitischen Ziele werden nur durch weniger 
Staat und mehr Unternehmertum erreicht – sprich: 
weniger Bürokratie und Regulatorik.

	� Der Staat muss Kommunen, Industrie und Wirt-
schaft wieder atmen lassen – und Freiheit zurück-
geben. Freiheit setzt wiederum unternehmerische 
Verantwortung frei – und Knowhow.

Darüber hinaus haben wir nicht nur das Problem, dass 
zu wenig investiert wird, nein, ein beträchtlicher Teil 
der veranschlagten Gelder im Bundeshaushalt im Be-
reich Bau/Wohnen und Mobilität fließen gar nicht ab, 
so das IW in einer aktuellen Erhebung. Hier könnte 
etwa eine Öffnung und Vereinfachung etwa der Ver-
gabepraxis helfen, eine unserer Kernforderungen. 
Wenn öffentliche Investitionen wieder fließen und das 
Investitionsklima in Deutschland insgesamt verbes-
sert wird, wird der Bau automatisch zu einem Motor 
der Binnenkonjunktur: Jeder investierte Euro in den 
Bau erzeugt 2,50 Euro an privater Wertschöpfung.

Neben einer verlässlichen Infrastruktur ist der Woh-
nungsbau eines der gesellschaftlich relevantesten 
Themen: Es werden einfach zu wenige gebaut – zu 
Lasten der Bürgerinnen und Bürger, die keinen be-
zahlbaren Wohnraum finden. Wir können froh sein, 
wenn in diesem Jahr 200.000 Wohnungen fertig-
gestellt werden. Bei einer Zielmarke von 400.000 
deutlich zu wenig. Konkret brauchen wir deshalb eine 
verlässliche Förderkulisse, die für alle verständlich ist, 
das Bekenntnis zum einfachen Bauen mit einem Kahl-
schlag überbordender Anforderungen an Gebäude 
und Bürokratie. Und eine Regulatorik, die bezahlba-
ren Wohnraum und Klimaschutz gemeinsam denkt. 
Dazu gehört auch die Weiterentwicklung des GEG, 
damit neben der Energieeffizienz, die weiterhin eine 
wichtige Rolle spielen wird, auch die Reduzierung von 
CO2 in den Blick genommen wird.

Ähnlich viel zu tun gibt es in der Verkehrsinfrastruktur: 
Marode Straßen, kaputte Brücken, mehr Schiene – 
die Bauindustrie wird gebraucht wie nie – doch dafür 
muss investiert und mit uns kommuniziert werden. Für 
Investitionen braucht es zuallererst eine auskömmli-
che und verlässliche Finanzierung. Pro Jahr müssten 

allein in Bundesstra-
ßen und Autobahnen 
rund zehn Milliarden 
Euro fließen. Aktuell 
sind es nicht mal acht 
Milliarden, also viel zu 
wenig.

Anstelle großer Wor-
te wie Fonds, Schul-
denbremse und Co. 
braucht es ein kon-
kretes Konzept. Allen 
voran die Erkenntnis, 
dass die Verkehrsinf-
rastruktur insgesamt 
unterfinanziert ist. Der 
Verschiebebahnhof von Maut-Mitteln von der Straße 
auf die Schiene ist dabei ebenso unsinnig wie der An-
spruch „Verkehr finanziert Verkehr“. Die Mittel reichen 
einfach nicht aus. Die Umstellung der Bundesfern-
straßenfinanzierung von der Haushalts- auf die Nut-
zerfinanzierung, um sich von parteipolitischen Haus-
haltsdiskussionen zu befreien, ist ebenso essenziell. 
Das heißt: alle Maut-Mittel fließen in die Straße, damit 
der Verkehrsträger Straße ausfinanziert ist. Dazu ge-
hört auch eine Pkw-Maut bei gleichzeitiger Kompen-
sation der Menschen an anderer Stelle, etwa durch die 
Senkung der Mineralölsteuer. Überschüsse können 
für andere Verkehrsträger genutzt werden. Sollten 
trotz freiwerdender Haushaltsmittel aus dem Bundes-
fernstraßenbereich und überschüssiger Mautmittel 
weiterhin Gelder im Verkehrssystem fehlen, können 
die Mobilisierung privaten Kapitals, Sondervermögen 
oder mögliche Fondsstrukturen die Lücke schließen.

Mein großes Aber: Mehr Geld allein wird nicht reichen, 
die marode Infrastruktur auf Vordermann zu bringen, 
das Geld muss auch Effizienz eingesetzt werden – 
Stichwort Partnerschaftliche Verträge, Lean-Manage-
ment, funktionale Ausschreibungen und ein Mehr an 
Digitalisierung in der Projektabwicklung. Nachträge, 
Kosten- und Zeitüberschreitungen können wir uns 
einfach nicht mehr leisten.

Mit neuen Produktionsmethoden, Digitalisierung 
und Ingenieurs-Know-How können wir einfach und 
ressourcenschonender bauen. Das muss die Bundes-
regierung aber auch wollen – in unserem 10-Punkte-
Plan zur Bundestagswahl haben wir zusammenge-
fasst, was Bau-Deutschland braucht, um wieder auf 
die Beine zu kommen: https://www.bauindustrie.de/
themen/artikel/impulse-der-bauindustrie-zur-bun-
destagswahl-2025
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Tim-Oliver Müller,  
Hauptgeschäftsführer  
des Hauptverbandes der  
Deutschen Bauindustrie
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bei Energie, Klimawandel und KI sind ohne Entwicklung 
und Umsetzung technischer Fortschritte nicht denkbar: 
„Dies schaffen wir nicht ohne Ingenieurinnen und Inge-
nieure“, ließ der Ministerpräsident deutlich erkennen.

Auch Präsident Martin Betzler betonte das Vertrau-
ensverhältnis, das unter anderem zum Wirtschafts-
ministerium besteht. Er verwies darauf, dass die Inge-
nieurkammer die Landesverwaltung entlasten könne, 
indem sie bei Aufgaben unterstütze. Als aktuelles Bei-
spiel nannte er die Anerkennung von mehreren hun-
dert ausländischen Ingenieurabschlüssen, die die 
Ingenieurkammer im Jahr 2024 umsetzte. So können 
sich Fachkräfte aus dem Ausland schnell am deut-
schen Arbeitsmarkt beteiligen. Betzler stellte zudem 
die direkte Unterstützung ausländischer Ingenieure 
bei der Integration in den Arbeitsmarkt dar. "Es ist ja 
klar: Wenn man hier neu ins Berufsleben kommt, dann 
ist alles anders", so der Präsident.

 

Der ehemalige Bundestagsabgeordnete Wolfgang Bos-
bach sprach in Hannover über die politische Lage in der 
Welt, in Europa und in Deutschland. Dass wir in Frieden 
und Freiheit leben, sei nicht selbstverständlich. Auch er 
kenne nicht die Lösung für Frieden in der Ukraine.

Bildnachweis: Christian Wyrwa

v.l.n.r.: Stephan von Friedrichs, Hauptgeschäftsführer Ingenieurkammer 
Niedersachsen, Wolfgang Bosbach (CDU), Ministerpräsident Stephan 
Weil (SPD), Prof. Dr.-Ing. Martin Betzler, Präsident der Ingenieurkammer 
Niedersachsen
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Die aus Sicht der Niedersächsischen Wirtschaft not-
wendigen Schritte zur Ertüchtigung der Verkehrsin-
frastruktur in Niedersachsen hat die Landesarbeits-
gemeinschaft Industrie- und Handelskammern in 
Niedersachsen (IHKN) im aktuellen IHKN-1-Pager  
zusammengestellt.

Der bedarfsgerechte Ausbau und Erhalt unserer 
Verkehrsinfrastruktur ist für die wirtschaftliche Zu-
kunftsfähigkeit Niedersachsens und des gesamten 
Wirtschaftsstandortes Deutschland essenziell. Nie-
dersachsen ist ein wichtiger Industriestandort und 
aufgrund seiner zentralen Lage in Europa und engen 
Verflechtungen in weltweite Produktionsnetzwerke 
ein bedeutender Logistikstandort. Die niedersächsi-
schen Seehäfen haben als Schnittstelle im internatio-
nalen Güterverkehr eine systemrelevante Funktion 
für die gesamte deutsche Wirtschaft und darüber 
hinaus für die Umsetzung der Energiewende, insbe-
sondere für den Ausbau der Windenergie an Land 
und auf See.

Ausbau und Erhalt der Verkehrsinfrastruktur ist zu-
nehmend auch ein sicherheitspolitisches Erfordernis, 

wenn Deutschland zentrale Bündnisverpflichtungen 
innerhalb der NATO erfüllen muss. Eine Schlüsselrol-
le nehmen dabei die niedersächsischen Seehäfen ein, 
über die ein Großteil militärischer Transporte verbün-
deter Streitkräfte umgeschlagen und anschließend 
per Bahn und auf der Straße weiter transportiert wird. 
Für die Mobilität von Truppen, Gütern und Ausrüs-
tung ist eine robuste, leistungsfähige und redundant 
ausgelegte Verkehrsinfrastruktur unverzichtbar, das 
gilt für Straßen, Schienen und Wasserstraßen sowie 
Hafenanlagen in Niedersachsen gleichermaßen.

Bund und Land müssen jetzt klare Prioritäten set-
zen: Für die Ertüchtigung der zunehmend maroden 
Infrastrukturen sowie die Umsetzung vordringlicher 
Aus- und Neubauprojekte in Niedersachsen gilt es, 
insbesondere seitens des Bundes, ausreichende Fi-
nanzmittel bereitzustellen. Dies muss sowohl bei der 
Überprüfung des Bedarfsplans zum Bundesverkehrs-
wegeplan als auch im neuen Bundesverkehrswege 
und Mobilitätsplan für die Zeit nach 2030 berück-
sichtigt werden. Darüber hinaus ist es notwendig, die 
Planungs- und Genehmigungsverfahren zu entschla-
cken und zu beschleunigen.

Verkehrsinfrastruktur in Niedersachsen ertüchtigen


